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Drucksache 3144 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
IBS- 3574/56 - 


Bonn, den 29. Januar 1957 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Preisbindung der zweiten Hand 

Bezug: Kleine Anfrage 300 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 2872 - 


Auf die vorstehend bezcichnete Anfrage erwidere ich folgendes: 

1. Die Bundesregierung beabsichtigt nidit, auf Grund der alliierten 
Gesetzgebung für die Preisbindung der zweiten Hand durch 
eine allgemeine Genehmigung eine neue Reditsgrundlage zu 
schaffen. 


Nachdem durdi Artikel I Ziffern 1, 2 in Verbindung mit Ar- 
tikel V Ziffer 9 c 1 des Gesetzes Nr. 56 der US-Militärregierung 
vom 28. Januar 1947 (Amtsblatt Ausgabe C, S. 2) und der Ver- 
ordnung Nr. 78 der Britischen Militärregierung (Amtsblatt 
Nr. 16, S. 412) sowie durch Artikel 1 in Verbindung mit Artikel 5 
der Vei Ordnung Nr. 96 des Commandant cn Chef Fran^ais en 
Allemagne vom 13. Juni 1947 (Journal Officicl 1947, S. 784 
und S. 854) die Preisbindung zweiter Hand als ungesetzlich be- 
zeichnet und verboten worden war, ist durch ein Schreiben des 
früheren amerikanischen Hohen Kommissars vom 18. November 
1952, das dieser im Einvernehmen mit der entsprechenden bri- 
tischen Dienststelle an das Bundeswirtschaftsministcrium gerichtet 
hat und das nach seinem Unterzeichner als Willner-Brief bekannt 
geworden ist, das Verbot der vertikalen Preisbindung modifiziert 
worden. Absatz 4 des vorerwähnten Schreibens beginnt mit 
folgendem Wortlaut; 

„Unsere Behörde wird keine Verfahren gegen Hersteller oder 
Käufer von Markenartikeln anhängig machen, welche die 
Einhaltung von Wiederverkaufspreisen vereinbaren, voraus- 
gesetzt, daß solche Vereinbarungen erlaubt wären, wenn das 
Bundesgesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (Bundestags- 
Drucksache Nr. 3462 der 1. Wahlperiode) schon in Kraft 
wäre.” 

Nach dieser verwaltungsmäßigen Duldungserklärung für vertikale 
Preisbindungsverträge, die von Unternehmen in der ehemaligen 
französischen Besatzungszone ohne Widerspruch der Kartellbe- 
hörden auch auf dieses Gebiet bezogen wird, hat sich die Recht- 
sprechung der deutschen Zivilgerichte unterschiedlich entwickelt; 


•ruck: Budbdrucker«! Peter MeUr, Bulidort/Slegburf 
AUeinvertrieb: Dr. Hani Heger» Bad Oodeeberg, Rbeinallee It 
Telefon llfl 



in einigen Gerichtsentscheidungen wird die Preisbindung zweiter 
Hand als rechtsgültig angesehen, in anderen wird sie als gesetz- 
widrig bezeichnet. Das Bundeswirtschaftsministerium hat, nachdem 
ihm durch Entscheidung Nr. 36 der Alliierten Hohen Kommission 
vom 4. Mai 1955 (Amtsblatt der AHK Nr. 125, S. 3248) die 
Befugnisse der Alliierten Kartellbehörde übertragen worden sind, 
die Praxis dieser Behörde fortgeführt und aus Gründen des 
Gesetzes 56/ VO 78/ VO 96 keine Einwendungen gegen Preis- 
bindungsverträge erhoben, die sicli innerhalb des durch § 1 1 des 
Entwurfs eines Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
gezogenen Rahmens hielten. Der Umstand, daß sich in letzter 
Zeit die Gerichtsentscheidungen mehren, welche Preisbindungs- 
verträge als verboten und zivilrechtlich nichtig bezeichnen - vier 
solche Entscheidungen sind ergangen -, gibt der Bundesregierung 
keinen Anlaß, die Schaffung einer neuen Rechtsgrundlage für die 
Preisbindung zweiter Hand noch auf Grundlage der alliierten 
Dekartellierungsgesetze zu erwägen. Derartige Überlegungen 
erscheinen ihr schon deshalb nicht angezeigt, weil die vertikale 
Preisbindung für Markenartikel und Verlagserzeugnisse in dem 
gegenwärtig von den zuständigen Ausschüssen des Bundestages 
beratenen Entwurf eines Gesetzes gegen Wetibewerbsbcschrän- 
kungen erschöpfend geregelt werden soll. Überdies erscheint es 
zweifelhaft, ob das Bundeswirtschaftsministej-ium als Kartellbe- 
hörde nadi dem geltenden Recht überhaupt in der Lage wäre, 
der Preisbindung zweiter Hand durch eine „allgemeine Geneh- 
migung” zu einer umfassenden Rechtswirksamkeit zu verhelfen. 

2. Der Bundesregierung ist bekannt, daß in einigen Wirtschafts- 
zweigen Reverse verwendet werden, die neben Preisbindungen 
Vertriebsbindungen enthalten und den Ausschluß bestimmter 
Unternehmens- und Vertriebsformen von der Belieferung mit 
preisgebundenen Waren vorsehen. Es besteht allerdings nach 
Auffassung der Bundesregierung kein Grund zu der Annahme, 
daß derartige Klauseln in Erwartung entsprechender, d. h. der 
oben zu Nr. 1 erwähnten Maßnahmen der Bundesregierung in 
die Reversformulare aufgenommen worden sind. Das Bundes- 
Wirtschaftsministerium beobachtet vielmehr die zunehmende An- 
wendung von Vertriebsbindungen schon seit geraumer Zeit und 
ist In enger Zusammenarbeit mit den Kartellbehörden der Bun- 
desländer bemüht, karrellrechtlich unzulässige Praktiken zunäclist 
durch Aufklärung über die Rechtslage zu bekämpfen. Nachdem 
die Verbände der in Betracht kommenden Wirtschaftszweige über 
die kartellrechtliche Beurteilung von Vertriebsbindungsklauseln, 
insbesondere im Zusammenhang mit Preisbindungsvereinbarungen, 
unterrichtet sind, wird die Bundesregierung weiterhin begangenen 
Gesetzesverstößen mit den zulässigen Verwaltungsmaßnahmen 
begegnen. 

3. Die Frage zu Nr. 3 der Kleinen Anfrage ist durch die Aus- 
führungen zu Nr. 1 beantwortet. 


Dn Erhard 



